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Vorwort 

Das Völkerrecht ist schon lange keine rein zwischenstaatliche Rechtsord-
nung mehr, wenngleich den Staaten nach wie vor eine besondere Stellung als 
völkerrechtsetzenden Subjekten und Normadressaten zukommt. Der Einzelne 
wird heute nicht länger vollständig durch seinen Staat mediatisiert, sondern ist 
selbst als Träger bestimmter Rechte anerkannt und damit ein partielles Völker-
rechtssubjekt. Ob und in welchem Umfang das Völkerrecht aber auch Gruppen 
von Personen als bedingt rechtsfähige Einheiten wahrnimmt und mit Rechten 
ausstattet, ist eine Frage, der die Ringvorlesung des Walther-Schücking-
Instituts für Internationales Recht an der Christian-Albrechts-Universität zu 
Kiel im Wintersemester 2013/2014 und Sommersemester 2014 nachgegangen ist. 

Der Begriff der Gruppe spielt in aktuellen Erörterungen zum Völkerrecht ei-
ne nicht unerhebliche Rolle, wenn beispielsweise Flüchtlinge, Minderheiten 
oder indigene Völker als Kategorien erörtert werden, deren Mitglieder wegen 
der Gruppenzugehörigkeit besonders schutzbedürftig erscheinen. Angesichts 
der gegenwärtigen Situation massenhafter Migrationsbewegungen, die die 
deutschen Medien zunehmend als „Flüchtlingskrise“ bezeichnen, rücken die 
Rechte international anerkannter Flüchtlinge und korrespondierende Staaten-
pflichten in den Fokus einer Debatte, die Gruppen nach dem rechtlichen Status 
der Angehörigen unterscheidet. Aber auch die Rechte und Pflichten bewaffne-
ter Gruppen und Aufständischer als Parteien in militärischen Konflikten lassen 
sich als Aspekt des völkerrechtlichen Umgangs mit Gruppen verorten. Diese 
Erörterung kennt als Kehrseite der Medaille ebenfalls Rechte und Pflichten 
solcher Staaten, die sich Angriffen nicht-staatlicher Akteure aus dem eigenen 
Land oder in Form des internationalen Terrorismus ausgesetzt sehen. 

Um die Vielschichtigkeit des Begriffs der „Gruppe“ im Völkerrecht umfas-
send abzubilden und die völkerrechtliche Entwicklung des Status bestimmter 
Gruppen nachzuzeichnen, sind in diesem Band Beiträge enthalten zum Begriff 
und der Bedeutung des Volkes im Völkerrecht (Torsten Stein), zur Entwicklung 
von Gruppenrechten im Menschenrechtsschutz (Eckart Klein), zum Minderhei-
tenschutz (Norman Weiß), zu indigenen Völkern als Trägern kollektiver Rechte 
(Hans-Joachim Heintze), zur deutschen Praxis des Flüchtlingsschutzes (Roland 
Bank), zum Status Aufständischer und bewaffneter Gruppen im humanitären 
Völkerrecht (Marco Sassòli) und zu Staatengruppen (Thomas Fitschen). Es ist 
der letztgenannte Beitrag, der verdeutlicht, dass Gruppen zwar überwiegend als 
Kollektive von Individuen gedacht werden, dass aber auch die Gruppenbildung 
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von Staaten sowohl im Völkerrecht als auch in der Praxis der internationalen 
Diplomatie eine Rolle spielt. 

Großer Dank gebührt meiner wissenschaftlichen Mitarbeiterin am Walther-
Schücking-Institut, Frau Katharina Wommelsdorff und meiner studentischen 
Hilfskraft, Frau Liv Christiansen. Beide haben bei der Überprüfung und redak-
tionellen Überarbeitung der Beiträge sehr wertvolle Arbeit geleistet. Dank 
gebührt auch und nicht zuletzt Frau Sylvia Weidenhöfer, die für die Formatie-
rungsarbeiten und die Herstellung der Druckvorlage verantwortlich war. 

Kiel, im November 2015       Nele Matz-Lück 
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Begriff und Bedeutung des Volkes im Völkerrecht* 

Von Torsten Stein 

A. Einleitung 

Wenn man mal unter Nicht-Juristen, oder jedenfalls Nicht-Völkerrechtlern 
die Frage stellt: „Welche Bedeutung haben das ‚Volk‘ oder die ‚Völker‘ im 
Völkerrecht?“ – also das nachfragt, was wir die sogenannte „Parallelwertung in 
der Laiensphäre“ nennen –, bekommt man zur Antwort (wenn es nicht ist „weiß 
ich nicht“): „Die Bedeutung muss sehr groß sein, denn sonst hieße das ja nicht 
Völkerrecht.“ Und wenn man dann mal in das Stichwortverzeichnis der meisten 
Völkerrechtslehrbücher schaut, findet man da „Volk“ oder „Völker“ mit ganz 
wenigen Ausnahmen nicht; das gilt auch für das Völkerrechtslehrbuch, das ich 
etwas genauer kenne.1  

Nun sagt kaum jemand außer den Deutschen und den Skandinaviern und frü- 
her noch den Niederländern Völkerrecht, sondern „International Law“, „Droit Inter- 
national“, „Derecho Internacional“, zumeist auch mit dem Zusatz „Public“ oder 
„Público“, um es vom internationalen Privatrecht abzugrenzen. „Internationales 
Recht“ bedeutet „Zwischenstaatenrecht“, und mit der Rolle und den Beziehun-
gen zwischen Staaten beschäftigt sich das Völkerrecht auch in erster Linie. Auch 
die Vereinten Nationen (United Nations) heißen ja nicht „United Peoples“. 

Das „ius gentium“ im alten römischen Recht war auch nicht Völkerrecht im 
heutigen Sinne, sondern das Zivilrecht für Nicht-Römer; für Römer galt das 
„ius civile“.2 Und dennoch ist dieser Begriff später für das Völkerrecht übernom- 
men worden, nicht nur in dem grundlegenden Werk von de Vattel: „Le droit des 
gens ou principes de la loi naturelle, appliqués à la conduite et aux affaires des 
nations et des Souverains.“ Auch das Heidelberger Max-Planck-Institut für 
Völkerrecht bezieht sich auf den lateinischen Ausdruck und hat über viele Jahre 
eine Analyse internationaler und deutscher Gerichtsentscheidungen mit Bezug 

_____________ 
* Das Vortragsformat ist weitgehend beibehalten worden. 
1 Torsten Stein/Christian von Buttlar, Völkerrecht, 13. Aufl. 2012. 
2 Ebd., 2. 
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zum Völkerrecht zusammengestellt und veröffentlicht unter dem Titel „Fontes 
Iuris Gentium“.3  

Dieser aus dem römischen Recht für das Völkerrecht übernommene Begriff 
enthält aber einen Hinweis darauf, dass das Völkerrecht auch mit Menschen zu 
tun hat. Das ist unabhängig davon, dass der Einzelne, das Individuum, erst 
relativ spät den Charakter eines Völkerrechtssubjekts erlangt hat im Rahmen 
internationaler Menschenrechtsinstrumente, die auch eine internationale Kontroll- 
instanz vorsehen, an die sich der Einzelne selbst und ohne Zwischenschaltung 
staatlicher Instanzen wenden kann.4 Nach neuerer internationaler Recht-
sprechung gilt das auch für vereinzelte andere Gewährleistungen, wie etwa 
Art. 36 Abs. 1b der Wiener Konvention über konsularische Beziehungen.5 Da- 
rüber hinaus aber wird der Einzelne immer noch völkerrechtlich durch seinen 
Heimatstaat oder auch den Aufenthaltsstaat „mediatisiert“, d.h. wenn das Völ-
kerrecht dem Einzelnen Rechte geben oder Pflichten auferlegen will, muss es 
durch völkerrechtlichen Vertrag oder in anderen Fällen auch durch Völkerge-
wohnheitsrecht den Staaten die Verpflichtung auferlegen, im nationalen Recht 
dem Einzelnen diese Rechte zu gewähren oder Pflichten aufzuerlegen. Nur am 
Rande sei erwähnt, dass seit Inkrafttreten des Statuts des Internationalen 
Strafgerichtshofes6 ein Individuum auch direkt international verantwortlich 
gemacht werden kann. 

B. Volk – Gruppe – Menschen 

Eine wie auch immer große Vielzahl von Einzelnen kann im Völkerrecht 
aber auch als Gruppe angesehen und mit Rechten versehen oder in Pflicht ge-
nommen werden. Die anderen in diesem Band versammelten Beiträge der 
Ringvorlesung nehmen beispielsweise Bezug auf Minderheiten,7 indigene Völ-
ker,8 Flüchtlinge9 oder bewaffnete Gruppen im humanitären Völkerrecht10. 
_____________ 

3 Siehe zuletzt: Thomas Giegerich (Hrsg.), Deutsche Rechtsprechung zum Völker-
recht und Europarecht 1986–1993, 1997. 

4 Dazu zählen in erster Linie die Europäische Menschenrechtskonvention vom 
4.11.1950, BGBl. 1952 II, 686, mit späteren Protokollen und Änderungen und die Ame-
rikanische Menschenrechtskonvention vom 22.11.1969, deutsche Übersetzung in 
EuGRZ (1980), 453. 

5 Siehe das Urteil des Internationalen Gerichtshofes im LaGrand-Fall: ICJ, LaGrand Case 
(Germany v. United States of America), Judgment of 27.6.2001, ICJ Reports 2001, 466. 

6 BGBl. 2000 II, 1394. 
7 Dazu in diesem Band Norman Weiß, Der Schutz von Minderheiten als Aufgabe des 

Völkerrechts, 49. 
8 Dazu in diesem Band Hans-Joachim Heintze, Indigene Völker als Träger kollekti-

ver Rechte – Kampf um die Zuerkennung des Selbstbestimmungsrechts, 71.  
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Insoweit ist auch ein Volk eine Gruppe, aber bei all diesen Gruppen bleibt es 
im Grundsatz bei der Mediatisierung: Völker sind keine Völkerrechtssubjekte. 
Dass es aber auch hier um Menschen geht, machen die Bezeichnungen für Volk 
in anderen Sprachen deutlich: people im Englischen oder peuple im Französi-
schen. Beide Begriffe stehen auch für eine Ansammlung von Menschen, wenn 
auch nicht für die einzelne Person (person, personne). Bei dem deutschen Be-
griff „Volk“ wird das nicht so deutlich. Ein Volk ist etwas anderes als eine 
reine Ansammlung von Menschen und unter bestimmten Aspekten auch etwas 
anderes als die Gesamtheit der Wohnbevölkerung, die in Rechtsstaaten insge-
samt unter dem Schutz der Menschenrechte steht, aber nicht alle Rechte hat, die 
die Angehörigen des Staatsvolkes haben. Man kennt das aus dem deutschen 
Grundgesetz, in dem es bei manchen Grundrechten heißt „Jeder hat […]“ (z.B. 
Art. 2 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 GG) und an anderer Stelle „Alle Deutschen ha- 
ben […]“ (z.B. Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG). Wenn im Völkerrecht von Rechten 
des Volkes oder der Völker die Rede ist, ist damit zumeist das Staatsvolk ge-
meint, oder – wie wir noch sehen werden – ein Teil davon.  

Rechtlich verbindliche Aussagen im Völkerrecht – verbindlich entweder auf der 
Basis von Verträgen oder Gewohnheitsrecht – über die Rechte der Völker konzen- 
trieren sich eigentlich auf zwei Bereiche: zum einen auf das Selbstbestimmungs-
recht und zum anderen auf die Hoheit über die natürlichen Ressourcen. Die Selbst-
bestimmung der Völker ist Ziel und Grundsatz der Charta der Vereinten Nationen11 
gemäß Art. 1 Ziff. 2, noch einmal angesprochen in Art. 55. Der gleichlautende 
Art. 1 der Pakte über bürgerliche und politische Rechte12 und über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte13 aus dem Dezember 1966 bestimmt in Absatz 1: 

Und im Absatz 2 heißt es: 

_____________ 
9 Dazu in diesem Band Roland Bank, Die deutsche Praxis des Flüchtlingsschutzes und 

die Rolle der Genfer Flüchtlingskonvention in Deutschland: Tendenz zur Öffnung für 
völkerrechliche Standards?, 99. 

10 Dazu in diesem Band Marco Sassòli, Die Anwendbarkeit des humanitären Völker-
rechts auf Aufständische und bewaffnete Gruppen: Status und Durchsetzung, 119.  

11 Letzte Bekanntmachung im BGBl. 1980 II, 1252. 
12 BGBl. 1973 II, 1534. 
13 BGBl. 1973 II, 1570. 

Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden
sie frei über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Entwicklung. 

Alle Völker können für ihre eigenen Zwecke frei über ihre natürlichen Reichtümer
und Mittel verfügen, unbeschadet aller Verpflichtungen, die aus der internationalen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit auf der Grundlage des gegenseitigen Wohles sowie
aus dem Völkerrecht erwachsen. In keinem Fall darf ein Volk seiner eigenen Exis-
tenzmittel beraubt werden. 




